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1. Kapitel 

Einleitung 

Als sich im Frühjahr 1993 bei der Hoechst AG die Störfälle häuften, stand 
die "Zuverlässigkeit" auf einmal in ungewohntem Rampenlicht. Bei der Frage, 
was gegen Störfallserien wie bei Hoechst zu tun sei, verfiel der damalige hessi-
sche Umweltminister Fischer auf eine - medienwirksame - Ankündigung 
der Überprüfung der Zuverlässigkeit der Hoechst-AGI. Seither ist es wieder 
still geworden um die Zuverlässigkeit. 

A. Zuverlässigkeit "des Betreibers" und 
"des Gewerbetreibenden" 

Sucht man die juristischen Hintergründe der Ankündigung einer Zuverlässig-
keitsüberprüfung durch den hessischen Umweltminister, fmdet sich im 
BlmSchG in § 20 Abs. 3 S. 1 eine Regelung, die die Untersagung des weiteren 
Betriebs einer Anlage ermöglicht, wenn unter anderem Tatsachen vorliegen, 
die die Unzuverlässigkeit des Betreibers dartun.2 Wäre nicht das BlmSchG 
einschlägig, enthielte § 35 Abs. 1 S. 1 GewO eine Vorschrift, die eine Untersa-
gung ermöglicht, wenn Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des 

Vgl. "Konsequenzen bei der Hoechst AG gefordert. Fischer für ,Neuanfang nicht 
nur auf der Ebene der Betriebsleiter''', F.A.Z. Nr. 80 vom 5.4.93, S. 4; "Fischers Diri-
gismus", F.A.Z. Nr. 81 vom 6.4.93, S. 1; "Fischer kündigt förmliche Überprüfung der 
Hoechst AG an. Hessens Umweltminister beruft sich auf Bundesimmissionsschutzge-
setz / ,Zuverlässigkeit des Betreibers''', F.A.Z. Nr. 81 vom 6.4.93, S. 1,2; "Was heißt 
eigentlich ,Zuverlässigkeit des Betreibers'? Das Recht und die Kontroverse Fi-
scherlHoechsti Hohe juristische Anforderungen", F.A.Z. Nr. 81 vom 6.4.93, S. 15, 16. 

2 Bei der Anlage, um die es bei dem Chemieunfall bei der Hoechst AG im Werk 
Griesheim am 22.2.1993 ging, handelte es sich um eine nach § 4 BImSchG genehmi-
gungsbedürftige Anlage, die mit Bescheid vom 23.9.1960, zuletzt geändert mit Be-
scheid nach § 15 BImSchG vom 31.1.1978, genehmigt war, s. Bericht des Hessischen 
Ministeriums für Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten über den Chemieunfall 
bei der Hoechst AG, Werk Griesheim, am 22.2.1993, Stand 1.3.1993, S. 13. 
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Gewerbetreibenden dartun. "Betreiber" bzw. "Gewerbetreibender" war hier die 
Hoechst-AG. Aber was ist eigentlich "die Zuverlässigkeit der Hoechst-AG"? 

Daß natürliche Personen zuverlässig oder unzuverlässig sein können, liegt 
auf der Hand. Ob ein "Betreiber" oder "Gewerbetreibender" "zuverlässig" ist, 
bereitet bei Einmann-Unternehmen3 jedenfalls insofern keine Schwierigkeiten, 
als zumindest das Bezugsobjekt der Zuverlässigkeitsprüfung offensichtlich ist: 
die Person des Einmann-Unternehmers selbst. Schwieriger wird es schon, wenn 
genauer gefragt wird, welche Eigenschaften bei diesem Einmann-Unternehmer 
zur Bejahung der Zuverlässigkeit erforderlich sind. Noch schwieriger wird es, 
wenn das Unternehmen des Einmann-Unternehmers gewachsen ist und er nun 
mehrere Arbeiter und Angestellte beschäftigt. 

Wird aus dem Unternehmen eine Personengesellschaft mit mehreren natürli-
chen und/oder juristischen Personen als Gesellschaftern oder eine Kapitalge-
sellschaft, bereitet schon das Bezugsobjekt der Zuverlässigkeitsprüfung 
Schwierigkeiten: Kommt es für "die Zuverlässigkeit der AG" letztlich doch 
immer nur auf natürliche zuverlässige oder unzuverlässige Personen an, oder 
gibt es auch spezifische, überindividuelle Zuverlässigkeitsaspekte, die gerade 
bei Kapital- und Personengesellschaften zu beachten sind? Was ist unter Zuver-
lässigkeit zu verstehen, wenn "überindividuelle" Gesellschaften die Akteure 
sind? Die Frage erlangt dadurch erhebliche praktische Bedeutung, daß gerade 
im Bereich umweltrelevanter Vorhaben - wie auch der Störfall im Werk 
Griesheim der Hoechst-AG gezeigt hat - heute überwiegend mehr oder wenig 
große (Kapital-)Gesellschaften und nicht mehr kleine Einzelgewerbetreibende 
dem Staat und der Umwelt gegenübertreten; je umweltrelevanter ein Vorhaben, 
desto wahrscheinlicher ist dabei das Auftreten einer Personen- oder Kapitalge-
sellschaft. 

Eine Auswertung von Kommentaren, Lehrbüchern, Monographien und Zeit-
schriften ergibt, daß das Thema "Zuverlässigkeit von Kapital- und Personenge-
sellschaften im Umweltrecht" bisher nicht Gegenstand einer eingehenderen 
Befassung war.4 Auch im Kodifikationsprojekt UGB-AT5 und UGB-BP wur-

3 Unter Unternehmen soll in dieser Arbeit grundsätzlich entsprechend dem allge-
meinen Sprachgebrauch eine autonome Organisation, die wirtschaftliche Güter oder 
Dienstleistungen erbringt, verstanden werden, vgl. Raiser, Recht der Kapitalgesellschaf-
ten, § 4 Rn. 1; zu einem spezielleren Verständnisses des Unternehmensbegriffs s. Rai-
ser, Das Unternehmen als Organisation, passim; Raiser, Recht der Kapitalgesellschaf-
ten, § 4 Rn. 2 ff, § 6. 

4 Jüngst ist allerdings ein Beitrag von von Ebner, Die "Zuverlässigkeits"-Prüfung 
im Umweltrecht, in: Kormann, Umwelthaftung und Umweltmanagement, S. 37 ff., 
erschienen. Vor Drucklegung ist noch der Aufsatz von Mutter, Die gewerberechtliche 
Unzuverlässigkeit von Kapitalgesellschaften, DZWir 1995, S. 523 ff. hinzugekommen. 
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de weder das Konzept der Zuverlässigkeit als solches noch die hier inter-
essierende Zuverlässigkeit von Kapital- und Personengesellschaften im speziel-
len näher7 thematisiert. Gleichzeitig ist die der Begriff der Zuverlässigkeit bzw. 
der Unzuverlässigkeit aber in einer auf den ersten Blick verwirrenden Vielfalt 
mehr oder weniger voneinander abweichender Regelungen enthalten. 

B. Gegenstand der Arbeit 

Die Arbeit wird sich daher mit der Zuverlässigkeit von Kapital- und Perso-
nengesellschaften im Umweltrecht auseinandersetzen. 

Nach dieser Einleitung wird im zweiten Kapitel eine Bestandsaufnahme des 
bisherigen Verständnisses der (Un-)Zuverlässigkeit von Personen- und Kapital-
gesellschaften vorgenommen. Das dritte Kapitel stellt den Hauptteil der Arbeit 
dar: die Begründung einer Neukonzeption der (Un-)Zuverlässigkeit von Perso-
nen und Kapitalgesellschaften. Der Schluß im vierten Kapitel enthält eine Zu-
sammenfassung der Ergebnisse. 

C. Ausgangsüberlegungen 

Das Umweltrecht kennt viele Akteure. Auch an Versuchen, das Verhalten der 
Akteure durch umweltrechtliche Vorschriften im Sinne der Umwelt zu beein-
flussen, mangelt es nicht. "Neue Instrumente" werden allenthalben erforscht, 
um das Instrumentarium zur Bewahrung und Verbesserung der natürlichen 
Lebensgrundlagen zu verfeinern und zu verbessern. 

In umweltrechtsrelevanten Gewerben sind neben Einzelpersonen und Staat 
im wesentlichen Personen- und Kapitalgesellschaften aktiv. Das Verhalten 
gerade dieser Gesellschaften zu steuern, gehört zu den praktisch wichtigsten 
Aufgaben des Umweltrechts. Hinter einem Atomkraftwerk, einer chemischen 

5 So wird z. B. im Entwurf zum UGB-AT auf das Konzept der "Zuverlässigkeit" 
nicht näher eingegangen, sondern vorausgesetzt; vgl. die BegrUndung zu § 53 UGB-A T, 
Kloepfer / Rehbinder / Schmidt-Aßmann unter Mitwirkung von Kunig, UGB-AT, S. 
272 ff. 

6 Vgl. Jarass / Kloepfer / Kunig / Papier / Peine / Rehbinder / Salzwedel / 
Schmidt-Aßmann, UGB-BT, S. 679 f., 782 f., 1024. 

7 Die Zuverlässigkeit juristischer Personen wird allerdings in der Entwurfsbegrün-
dung zu § 380 Abs. 2 Nr. 5 UGB-BT kurz angesprochen, s. Jarass / Kloepfer / Kunig / 
Papier / Peine / Rehbinder .I Salzwedel / Schmidt-Aßmann, UGB-BT, S. 782 f. 
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